
Erstes Kapitel

Freiheit oder Vater Staat

I

Eine ganzheitliche Ordnung

Seit Ludwig Erhard 1948 mit der Währungsreform und der
Einführung der D-Mark die von den Alliierten verordnete
Zwangsbewirtschaftung aufhob, leben wir in Deutschland in
der Sozialen Marktwirtschaft. Aber Erhards Idee blieb bis
heute unvollendet. Die Wettbewerbswirtschaft entstand und
mit ihr die Freiheit der Märkte, die Konsumfreiheit, die Frei-
heit der Unternehmer und eine stabile Währung. Dem Staat
oblag es, Spielregeln für die Märkte zu entwickeln, der Frei-
heit eine Ordnung zu geben, sie in die Pflicht der Verantwor-
tung zu nehmen, aber auch vor Missbrauch zu schützen, kurz:
Rahmenbedingungen zu schaffen, um den Kräften der Frei-
heit Raum zur Entfaltung zu geben.

Für Gerechtigkeit und Solidarität dagegen blieb der Staat
unmittelbar zuständig. Die soziale Ordnung zu gestalten und
soziale Sicherheit zu gewährleisten war auch weiterhin seine
Aufgabe. Märkte, so bewertete man die Erfahrungen des 19.
und der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, waren dazu kaum
in der Lage.

Es waren Bismarck und Lassalle, die gegen Ende des 19. Jahr-
hunderts den Staat in die Pflicht genommen hatten, zur Über-
windung des Elends der Arbeiter und ihrer Familien beizu -
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tragen. Mit den ersten bescheidenen Sozialgesetzen hatten sie
eine staatliche Antwort auf die Herausforderungen der Großen
Sozialen Frage des aufkommenden Industrie zeitalters gegeben.
»Vater Staat« sorgte hinfort dafür, dass die schlimmsten Miss-
stände überwunden wurden, den Arbeitern in den Fabriken ein
Mindestmaß an Gerechtigkeit widerfuhr und sie, unterstützt
durch ihre Gewerkschaften, für ein besseres Leben kämpfen
konnten. Es war die Geburtsstunde des Sozial staates.

Bei dieser ordnungspolitischen Zweiteilung ist es geblieben –
bis heute. Geblieben ist auch die Überzeugung, dass Märkte in
der Sozialordnung keinen Platz haben. Ludwig Erhards Idee
war es, diese Zweiteilung mit seinem Konzept einer einheit -
lichen Wirtschafts- und Sozialverfassung aufzulösen. Sein Ziel
war eine ganzheitliche Ordnung, in der die Teile den gleichen
Grundprinzipen verpflichtet sind. Sie wurde nicht verwirklicht.
Die Folgen, die sich aus den Spannungen der beiden Teilberei-
che – Wettbewerbs- und Sozialordnung – ergaben, beschäfti-
gen uns bis heute.

Die Wirtschaft der Bundesrepublik entfaltete sich in der
Freiheit des Wettbewerbs und war von Anfang an erfolgreich.
Der Fleiß und die Fähigkeiten aller Beteiligten und die Bereit-
schaft der Investoren, den Wirtschaftsaufschwung zu finan -
zieren, brachten beispiellosen Wohlstand. Er wuchs mit dem
Wachstum der Wirtschaft: seit 1960 real um das Vierfache.
Noch nie hat ein europäisches Land innerhalb eines halben
Jahrhunderts eine derartige Vermehrung des allgemeinen Wohl-
stands erlebt.

Zugleich wuchsen auch die Ausgaben, die dem Staat bei der
Erledigung seiner Aufgaben im Rahmen der Sozialordnung
entstehen. Im Jahre 1960 nahm ihre Finanzierung rund ein
Fünftel der gesamten Wertschöpfung des Landes in Anspruch.
Heute sind es rund dreißig Prozent. Damit wuchs der Auf-
wand für Soziales um fünfzig Prozent schneller als das Brutto -
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inlandsprodukt. Mit anderen Worten: Je wohlhabender die
Deutschen wurden, um so mehr glaubten sie, auf die Fürsorge
des Sozialstaats angewiesen zu sein.

Weil die Wirtschaftsleistung nicht ausreichte, neben den
 übrigen, ebenfalls wachsenden Aufgaben des Staates auch die
Soziallast zu tragen, musste sich der Staat verschulden. Seine
Schulden wuchsen mit der Zeit, zunächst parallel zur gesamt-
wirtschaftlichen Wertschöpfung, schließlich schneller als diese.
Dass es so kommen könnte, war schon in den späten 1950er
Jahren abzusehen. Erhard war schon damals beunruhigt und
versuchte – vergeblich – gegenzusteuern.

Seine Nachfolger glaubten, mit nachhaltigem, angemes -
senem Wirtschaftswachstum einen Ausweg aus dem Dilemma
gefunden zu haben. Das ging eine Zeit lang gut. Bis der Staat
sich gezwungen sah, auch das Wirtschaftswachstum zu subven-
tionieren. Heute stellt sich die Wirklichkeit allen Versuchen
entgegen, diese Politik fortzusetzen: die maroden Staatsfinan-
zen, die geplünderte Natur, die von Erschöpfung bedrohten
 natürlichen Ressourcen. Dazu gesellt sich die immer dringlicher
gestellte Frage nach dem Sinn des Ganzen.

Erhard ging es nicht nur um die Wirtschaft. Es ging ihm
auch um den Sinn des Ganzen. Deshalb suchte er nach We-
gen, die Zweiteilung der Wirtschafts- und Sozialverfassung zu
überwinden. Seine Mahnungen waren berechtigt und seine
Vorschläge zielführend. Aber man wollte nicht mehr auf ihn
hören. Dieses Buch handelt von dem, was heute geschehen
muss, um die Zweiteilung unserer Gesellschaftsordnung zu  be -
enden. Es hat die Erneuerung, besser: die Wiederentdeckung
der Sozialen Marktwirtschaft im Sinne einer ganzheitlichen
Ordnung zum Gegenstand. Das ist offensichtlich eine poli -
tische Aufgabe. Deshalb richtet sich dieses Buch besonders
an die Generation der geburtenstarken Jahrgänge, die in den
letzten Jahren mit Angela Merkel als Bundeskanzlerin die
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poli tische Führung übernommen hat: in der Bundes- und
in den Landesregierungen, im Bundestag und in den Län der -
parlamen ten.

Für die kommenden rund zwanzig Jahre wird diese Genera-
tion die politische Verantwortung für die Zukunft Deutsch-
lands tragen. Sie wird sie mit ihren Ideen, Überzeugungen
und Entscheidungen politisch gestalten. Sie wird über die Zu-
kunft Europas mitbestimmen und die Rolle Europas in der
Welt beeinflussen. Ihre Aufgabe wird es sein, den Reichtum
an Wissen, Erfahrungen, Einsichten und Möglichkeiten zu
nutzen, der ihr als Ertrag der Jahre seit Neubeginn der Demo-
kratie in Deutschland zur Verfügung steht. Ihre Aufgabe wird
es sein, die Reformhypotheken abzutragen, die sie mit Über-
nahme der politischen Verantwortung vorgefunden hat.

Bei all ihrem politischen Tun wird diese Generation vor Fra-
gen stehen, die so noch nie gestellt wurden. Sie wird Antwor-
ten geben müssen, ohne sich an historischen Vorbildern ori-
entieren zu können. Die neuen Wirklichkeiten werden von
ihr verlangen, Neuland zu erkunden und zu erschließen, für
das es keine Landkarten gibt. Sie wird vor der Aufgabe stehen,
Ordnungen zu schaffen, die verlässlich sind und die Men-
schen mit Zuversicht in die Zukunft blicken lassen.

Ihre wichtigste politische Aufgabe jedoch bleibt der Schutz
der Freiheit. Sie soll sich zum Wohle jedes Einzelnen und unse-
res Gemeinwesens entfalten können und vor staatlicher und
wirtschaftlicher Vormundschaft bewahrt bleiben. Freiheit und
Vormundschaft sind nicht vereinbar. Nur wenn unsere Demo -
kratie von der Freiheit der Bürger und ihrer Verantwortungsbe-
reitschaft getragen wird, erfüllt sich ihr Sinn. An uns allen liegt
es, im Widerstreit zwischen Freiheit und vormundschaftlichem
Staat uns für die Freiheit zu entscheiden. Wir  haben die Wahl.

Wer regiert, muss Entscheidungen treffen. Mit jeder politi-
schen Entscheidung, gleich welchen Gegenstand sie betrifft,
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wird auch zwischen mehr Freiheit oder mehr Vormundschaft
entschieden. Meine Erfahrung mit politischen Entscheidungen
lehrt mich: In den wenigsten Fällen sind sich die Entschei-
dungsträger dessen bewusst. Dabei geht es immer auch um die
Fähigkeit der Bürger, Freiheit verantwortlich wahrzunehmen.
Eigenverantwortung der Bürger einzufordern ist häufig mit
 höheren politischen Kosten und Risiken verbunden als ein vor-
mundschaftliches Angebot. Die Häufung derartiger Angebote
aber gefährdet die Freiheit.

II

Entwöhnung von der Freiheit

Geschrieben habe ich das Buch aus Sorge um die Zukunft
Deutschlands und Europas, um die Zukunft unserer Kinder
und Enkel. Dem Ringen um eine Ordnung der Freiheit, ihre
Werte und Gesetzmäßigkeiten, habe ich in den letzten sechs
Jahrzehnten meine wissenschaftliche und politische Arbeit ge-
widmet. Dabei ging es mir von meiner ersten Wortmeldung
als junger Wissenschaftler in Frankfurt an bis heute um die
wichtigste Frage, die jeder freiheitlichen und dem Recht ver-
pflichteten Demokratie gestellt ist: Wie müssen die Bedin-
gungen  beschaffen sein, dass sich Freiheit im Rahmen ihrer
Verantwortung für Gerechtigkeit und Solidarität zum Wohl
der Bürger und des Landes entfalten kann? Darum geht es
auch bei der freiheitlichen und ganzheitlichen Gestaltung der
Sozialen Marktwirtschaft.

Wenn in der Wirtschafts- und Sozialverfassung und in der
Verfassungsordnung Deutschlands die Freiheit Vorfahrt erhält,
hat das Land eine gute Zukunft; wenn Vater Staat Vorfahrt
 erhält, droht unaufhaltsamer Niedergang. In welche Richtung
die Reise in die Zukunft Deutschlands und Europas gehen
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soll, müssen wir in den kommenden Jahren entscheiden. Diese
Entscheidung duldet keinen Aufschub. Wir haben die Wahl!

Geben wir der Freiheit der Bürger und ihrer Fähigkeit zur
Verantwortung den Vorzug, dann werden wir Kräfte, Phanta-
sie und Engagement freisetzen, die Deutschland für eine gute
Zukunft braucht. Wir werden uns voller Zuversicht den kom-
menden Herausforderungen stellen. Wir werden für uns nicht
mehr fordern als wir leisten können. Wir werden die Rechte der
Nachkommen ebenso respektieren wie die Stimmen unserer
Ahnen. Wir werden der Verstaatlichung der Fürsorge Grenzen
setzen und Raum schaffen für personale Solidarität.

Mit unseren Rechten werden wir zugleich unsere Pflichten
anerkennen: gegenüber unseren Kindern und Enkeln, unseren
Nächsten, unseren kleinen Lebenskreisen, unserer Stadt und
unserer Region. Wir werden diese Pflichten in eigener Verant-
wortung zur Entfaltung bringen, wo immer unsere Kräfte und
Fähigkeiten dies zulassen. Wir werden für eine ganzheitliche
und freiheitliche Ordnung unserer Wirtschafts- und Sozial -
verfassung streiten; für einen Staat, der seine Stärke der Fähig-
keit verdankt, sich auf die Aufgaben zu begrenzen, die ihm
durch unsere freiheitliche Verfassung übertragen sind. Deren
Wichtigste ist es, die Freiheit zu schützen. Deshalb werden wir
ihn davor bewahren, seine Kräfte durch die ständige Auswei-
tung seiner Vormundschaft zu verzehren.

Unser Ziel ist eine Ordnung, die die Staatsmacht zum Wohle
verantworteter Freiheit begrenzt, die den Staat und seine
 Organe als dienende Macht versteht. Eine Macht, die immer
dann bereitsteht, wenn das Bemühen, unsere Angelegenheiten
eigenverantwortlich zu gestalten, an Grenzen stößt. Nur wenn
wir im Rahmen unserer Fähigkeiten Verantwortung für uns
und unser Land tragen, können wir den Sinn der Freiheit erken-
nen. Wenn uns das gelingt, werden wir stolz auf unsere Freiheit
und auf das sein können, was wir geleistet haben.
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